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Schutz vor Gewalttaten und 

Nachstellungen 

Gesetz zum zivilrechtlichen 
Schutz vor Gewalttaten und 

Nachstellungen 

(Gewaltschutzgesetz - Ge-
wSchG) 

vom: 11.12.2001 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 10.8.2021 

I 3513 

(Gewaltschutzgesetz - Ge-
wSchG) 

vom: 11.12.2001 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 10.8.2021 

I 3513 

§ 1 § 1 

Gerichtliche Maßnahmen zum Schutz 
vor Gewalt und Nachstellungen 

Gerichtliche Maßnahmen zum Schutz 
vor Gewalt und Nachstellungen 

(1) Hat eine Person vorsätzlich den 
Körper, die Gesundheit, die Freiheit oder 
die sexuelle Selbstbestimmung einer ande-
ren Person widerrechtlich verletzt, hat das 
Gericht auf Antrag der verletzten Person 
die zur Abwendung weiterer Verletzungen 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Die 
Anordnungen sollen befristet werden; die 
Frist kann verlängert werden. Das Gericht 
kann insbesondere anordnen, dass der Tä-
ter es unterlässt,  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die Wohnung der verletzten Person zu 
betreten, 

 

2. sich in einem bestimmten Umkreis der 
Wohnung der verletzten Person aufzu-
halten, 

 

3. zu bestimmende andere Orte aufzusu-
chen, an denen sich die verletzte Per-
son regelmäßig aufhält, 

 

4. Verbindung zur verletzten Person, 
auch unter Verwendung von Fernkom-
munikationsmitteln, aufzunehmen, 

 

5. Zusammentreffen mit der verletzten 
Person herbeizuführen, 

 

soweit dies nicht zur Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen erforderlich ist. 
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 Ordnet das Gericht eine Maßnahme 
nach Satz 3 Nummer 1 bis 3 oder 5 an, 
kann es ferner die elektronische Aufent-
haltsüberwachung unter den Vorausset-
zungen von § 1a anordnen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn  (2) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Person einer anderen mit einer 
Verletzung des Lebens, des Körpers, 
der Gesundheit, der Freiheit oder der 
sexuellen Selbstbestimmung wider-
rechtlich gedroht hat oder 

 

2. eine Person widerrechtlich und vor-
sätzlich 

 

a) in die Wohnung einer anderen 
Person oder deren befriedetes Be-
sitztum eindringt oder 

 

b) eine andere Person dadurch unzu-
mutbar belästigt, dass sie ihr ge-
gen den ausdrücklich erklärten 
Willen wiederholt nachstellt oder 
sie unter Verwendung von Fern-
kommunikationsmitteln verfolgt. 

 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe b 
liegt eine unzumutbare Belästigung nicht 
vor, wenn die Handlung der Wahrnehmung 
berechtigter Interessen dient. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 
1 oder des Absatzes 2 kann das Gericht 
die Maßnahmen nach Absatz 1 auch dann 
anordnen, wenn eine Person die Tat in ei-
nem die freie Willensbestimmung aus-
schließenden Zustand krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit begangen hat, in den 
sie sich durch geistige Getränke oder ähnli-
che Mittel vorübergehend versetzt hat. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) Erachtet es das Gericht in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 oder des 
Absatzes 2 im Einzelfall für erforderlich, 
so kann es anordnen, dass der Täter 
binnen einer vom Gericht gesetzten 
Frist an einem sozialen Trainingskurs 
bei einer vom Gericht benannten Person 
oder Stelle teilnimmt. Die Bestätigung 
der Anmeldung zu dem sozialen Trai-
ningskurs ist dem Gericht binnen eines 
Monats nach Zustellung der Entschei-
dung, die Bestätigung über die vollstän-
dige Teilnahme bis zum Ablauf der nach 
Satz 1 gesetzten Frist vorzulegen. Das 
Gericht hat der verletzten oder bedroh-
ten Person mitzuteilen, wenn die Nach-
weise nach Satz 2 nicht fristgemäß vor-
gelegt werden. 

 

§ 1a 

 Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

 (1) Wenn es zur Kontrolle der Be-
folgung einer nach § 1 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1, 2, 3 oder 5, auch in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 2, getroffenen Ge-
waltschutzanordnung unerlässlich ist, 
den Aufenthalt des Täters zu überwa-
chen und seine Aufenthaltsdaten zu ver-
wenden, kann das Gericht den Täter ver-
pflichten, 

 1. sich ein technisches Mittel, mit dem 
sein Aufenthalt elektronisch über-
wacht werden kann, anlegen zu las-
sen, 

 2. dieses technische Mittel ständig in 
betriebsbereitem Zustand am Kör-
per bei sich zu führen und  

 3. die Funktionsfähigkeit dieses tech-
nischen Mittels nicht zu beeinträch-
tigen. 
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 Die Überwachung des Aufenthalts 
des Täters und die Verwendung seiner 
Aufenthaltsdaten sind unerlässlich, 
wenn bestimmte Tatsachen im Einzelfall 
die Annahme rechtfertigen, dass eine 
Zuwiderhandlung gegen die Gewalt-
schutzanordnung durch den Täter zu er-
warten ist und daraus eine konkrete Ge-
fahr für Leben, Körper, Freiheit oder se-
xuelle Selbstbestimmung der verletzten 
oder bedrohten Person entsteht. 

 (2) Mit Zustimmung der verletzten 
oder bedrohten Person kann dieser ein 
technisches Mittel zur Verfügung ge-
stellt werden, das Zuwiderhandlungen 
des Täters gegen die Gewaltschutzan-
ordnung anzeigt. Ist die verletzte oder 
bedrohte Person ein Kind, darf dem 
Kind das technische Mittel zudem nur 
zur Verfügung gestellt werden, wenn 
dies dem Kindeswohl nicht widerspricht 
und die Inhaber der Personensorge ein-
verstanden sind. 

 (3) In der Anordnung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung ist die 
Be-zeichnung der Gewaltschutzanord-
nung nach § 1 anzugeben, deren Befol-
gung durch die elektronische Aufent-
haltsüberwachung nach Absatz 1 kon-
trolliert werden soll. 

 (4) Die Anordnung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung ist auf 
höchstens sechs Monate zu befristen. 
Die Frist kann jeweils um höchstens 
drei Monate verlängert werden, soweit 
die Anordnungsvoraussetzungen fortbe-
stehen. Liegen die Voraussetzungen der 
Anordnung der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung nicht mehr vor, so ist 
die Maßnahme unverzüglich zu been-
den. 

 

§ 1b 

 Aufgaben der Koordinierungsstelle; Da-
tenverarbeitung bei elektronischer Auf-

enthaltsüberwachung 
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 (1) Im Fall einer Anordnung nach § 
1a untersteht der Täter einer nach Lan-
desrecht zuständigen Stelle (Koordinie-
rungsstelle). Die Koordinierungsstelle 
führt die Anordnung nach § 1a im Ein-
vernehmen mit dem Gericht durch, ko-
ordiniert die Durchführung der Anord-
nung mit dem Gericht und den beteilig-
ten Stellen und überwacht die Einhal-
tung der Anordnung durch den Täter. 

 (2) Die Koordinierungsstelle erhebt 
und speichert mit Hilfe des von dem Tä-
ter mitzuführenden technischen Mittels 
automatisiert die Daten über dessen 
Aufenthaltsort sowie über etwaige Be-
einträchtigungen der Datenerhebung. 
Die Daten sind zu kennzeichnen und ge-
gen unbefugte Kenntnisnahme und Ver-
arbeitung besonders zu sichern. Sie 
sind spätestens acht Wochen nach ihrer 
Erhebung zu löschen, soweit sie nicht 
für die in Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 ge-
nannten Zwecke verwendet werden. 

 (3) Wird durch das technische Mit-
tel festgestellt, dass der Täter die in der 
Gewaltschutzanordnung festgelegten 
geografischen Grenzen überschreitet o-
der den dort bestimmten Abstand zu der 
verletzten oder bedrohten Person unter-
schreitet oder dass die Funktionsfähig-
keit des technischen Mittels beeinträch-
tigt wird, wird eine Meldung generiert, 
die die Koordinierungsstelle unter Nut-
zung der Daten nach Absatz 2 Satz 1 
technisch und rechtlich daraufhin be-
wertet, ob ein relevanter Verstoß gegen 
die Gewaltschutzanordnung anzuneh-
men ist. Die Daten nach Absatz 2 Satz 1 
dürfen darüber hinaus nur verwendet 
werden, wenn nach der Bewertung 
durch die Koordinierungsstelle ein rele-
vanter Verstoß gegen die Gewaltschutz-
anordnung anzunehmen ist und soweit 
die Verwendung der Daten erforderlich 
ist zur 

 1. Feststellung von Verstößen gegen 
eine Gewaltschutzanordnung nach § 
1, 
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 2. Abwehr einer erheblichen gegen-
wärtigen Gefahr für Leben, Körper, 
Freiheit oder sexuelle Selbstbestim-
mung einer Person, 

 3. Aufrechterhaltung der Funktionsfä-
higkeit des technischen Mittels oder 

 4. Verfolgung von Straftaten nach § 4 
und anderen Straftaten zum Nachteil 
der verletzten oder bedrohten Per-
son, soweit die anderen Straftaten 
gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Frei-
heit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung gerichtet sind. 

 Ist nach der Bewertung der Koordi-
nierungsstelle ein relevanter Verstoß 
gegen die Gewaltschutzanordnung nicht 
anzunehmen, sind die Tatsache der Mel-
dung und die im Rahmen der Meldungs-
bewertung nach Satz 1 verarbeiteten Da-
ten unverzüglich zu löschen.  

 (4) Soweit es technisch möglich ist, 
ist sicherzustellen, dass innerhalb der 
Wohnung des Täters keine über den 
Umstand seiner Anwesenheit hinausge-
henden Aufenthaltsdaten erhoben wer-
den. Werden innerhalb der Wohnung 
des Täters über den Umstand seiner An-
wesenheit hinausgehende Aufenthalts-
daten erhoben, sind diese unverzüglich 
zu löschen und bis dahin nicht weiter zu 
verarbeiten. Die Tatsache ihrer Erhe-
bung und Löschung ist zu dokumentie-
ren. Die gemäß Satz 3 dokumentierten 
Daten dürfen ausschließlich zur Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Sie 
sind nach 24 Monaten oder, wenn inner-
halb dieses Zeitraums eine Daten-
schutzkontrolle durchgeführt wird, nach 
Abschluss der Datenschutzkontrolle zu 
löschen. Soweit durch die Datenerhe-
bung nach Absatz 2 Satz 1 der Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung betrof-
fen ist, gelten die Sätze 1 bis 5 entspre-
chend.  
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 (5) Absatz 2 bis 4 gelten entspre-
chend für die Verarbeitung der Daten, 
die mit Hilfe des technischen Mittels er-
hoben und gespeichert werden, das der 
verletzten oder bedrohten Person nach 
§ 1a Absatz 2 zur Verfügung gestellt 
worden ist. 

 (6) Ist die Datenverarbeitung ge-
mäß Absatz 3 Satz 2 zulässig, darf die 
Koordinierungsstelle die gemäß Absatz 
2 Satz 1 gespeicherten Daten, soweit 
dies zur Verfolgung des jeweiligen 
Zwecks im Einzelfall erforderlich ist, 
übermitteln an 

 1. das für die Feststellung gemäß Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 1 zuständige 
Gericht, 

 2. die für die Abwehr der Gefahr ge-
mäß Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 zu-
ständigen Polizeibehörden, 

 3. die für die Aufrechterhaltung der 
Funktionstüchtigkeit gemäß Absatz 
3 Satz 2 Nummer 3 zuständigen 
Stellen, 

 4. die für die Verfolgung der Straftaten 
gemäß Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 
zuständigen Strafverfolgungsbehör-
den. 

 Die empfangenden Stellen dürfen 
die Daten nur verarbeiten, soweit dies 
zur Verfolgung des jeweiligen Zwecks 
erforderlich ist. Liegt kein relevanter 
Verstoß vor, sind die Daten unverzüg-
lich zu löschen. 

 (7) Nach Abschluss der Maßnahme 
haben der Täter sowie die verletzte oder 
bedrohte Person auf Anforderung das 
technische Mittel unverzüglich an die 
Überwachungsstelle herauszugeben. 
Die Koordinierungsstelle weist die ver-
letzte oder bedrohte Person spätestens 
zwei Wochen vorher auf den bevorste-
henden Abschluss der Maßnahme hin.“ 
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§ 4 § 4 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einer 
bestimmten vollstreckbaren  

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. Anordnung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
oder 3, jeweils auch in Verbindung mit 
Absatz 2 Satz 1, zuwiderhandelt oder 

1. einer vollstreckbaren Anordnung 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1, zuwi-
derhandelt, 

 2. einer vollstreckbaren Anordnung 
nach § 1a Absatz 1 Satz 1 zuwider-
handelt und dadurch die Kontrolle 
der Befolgung der dort genannten 
Gewaltschutzanordnung gefährdet 
oder 

2. Verpflichtung aus einem Vergleich zu-
widerhandelt, soweit der Vergleich 
nach § 214a Satz 1 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Verbindung mit § 1 
Absatz 1 Satz 1 oder 3 dieses Geset-
zes, jeweils auch in Verbindung mit § 1 
Absatz 2 Satz 1 dieses Gesetzes, be-
stätigt worden ist. 

3. einer vollstreckbaren Verpflichtung 
aus einem Vergleich zuwiderhandelt, 
soweit der Vergleich nach § 214a 
Satz 1 des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit in Verbindung mit § 1 Absatz 1 
Satz 1, auch in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 2 Satz 1, bestätigt worden ist. 

Die Strafbarkeit nach anderen Vorschriften 
bleibt unberührt. 
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Bürgerliches Gesetzbuch Bürgerliches Gesetzbuch 

( - BGB) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 17.7.2025 

I Nr. 163 

( - BGB) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 17.7.2025 

I Nr. 163 

§ 1684 § 1684 

Umgang des Kindes mit den Eltern Umgang des Kindes mit den Eltern 

(1) Das Kind hat das Recht auf Um-
gang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist 
zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und 
berechtigt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Eltern haben alles zu unterlas-
sen, was das Verhältnis des Kindes zum 
jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt o-
der die Erziehung erschwert. Entsprechen-
des gilt, wenn sich das Kind in der Obhut 
einer anderen Person befindet. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Familiengericht kann über 
den Umfang des Umgangsrechts entschei-
den und seine Ausübung, auch gegenüber 
Dritten, näher regeln. Es kann die Beteilig-
ten durch Anordnungen zur Erfüllung der in 
Absatz 2 geregelten Pflicht anhalten. Wird 
die Pflicht nach Absatz 2 dauerhaft oder 
wiederholt erheblich verletzt, kann das Fa-
miliengericht auch eine Pflegschaft für die 
Durchführung des Umgangs anordnen 
(Umgangspflegschaft). Die Umgangs-
pflegschaft umfasst das Recht, die Heraus-
gabe des Kindes zur Durchführung des 
Umgangs zu verlangen und für die Dauer 
des Umgangs dessen Aufenthalt zu be-
stimmen. Die Anordnung ist zu befristen. 
Für den Ersatz von Aufwendungen und die 
Vergütung des Umgangspflegers gilt § 277 
des Gesetzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das Familiengericht kann das Um-
gangsrecht oder den Vollzug früherer Ent-
scheidungen über das Umgangsrecht ein-
schränken oder ausschließen, soweit dies 
zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Eine 
Entscheidung, die das Umgangsrecht oder 
seinen Vollzug für längere Zeit oder auf 
Dauer einschränkt oder ausschließt, kann 
nur ergehen, wenn andernfalls das Wohl 
des Kindes gefährdet wäre. Das Familien-
gericht kann insbesondere anordnen, dass 
der Umgang nur stattfinden darf, wenn ein 
mitwirkungsbereiter Dritter anwesend ist. 
Dritter kann auch ein Träger der Jugend-
hilfe oder ein Verein sein; dieser bestimmt 
dann jeweils, welche Einzelperson die Auf-
gabe wahrnimmt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) Hat der Elternteil, zu Lasten 
dessen das Umgangsrecht oder der 
Vollzug einer Entscheidung über das 
Umgangsrecht nach Absatz 4 einge-
schränkt oder ausgeschlossen ist, eine 
Tat nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder Ab-
satz 2 des Gewaltschutzgesetzes gegen-
über dem Kind begangen, kann das Fa-
miliengericht die zur Abwendung weite-
rer oder drohender Verletzungen erfor-
derlichen Maßnahmen treffen. Das Ge-
richt kann insbesondere die in § 1 Ab-
satz 1 Satz 3 des Gewaltschutzgesetzes 
genannten Anordnungen treffen. § 1 Ab-
satz 1 Satz 2 sowie Absatz 3 des Gewalt-
schutzgesetzes gilt entsprechend.  

 (6) Hat das Familiengericht eine 
Maßnahme nach Absatz 5 angeordnet, 
gelten bei einer Entscheidung nach Ab-
satz 5 Satz 2 und 3 die Vorschriften über 
die Anordnung der elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung gemäß § 1 Ab-
satz 1 Satz 4 und den §§ 1a und 1b des 
Gewaltschutzgesetzes entsprechend. 
§ 1a Absatz 2 Satz 2 des Gewaltschutz-
gesetzes gilt dabei mit der Maßgabe, 
dass das Einverständnis des Elternteils, 
zu Lasten dessen das Umgangsrecht o-
der der Vollzug einer Entscheidung über 
das Umgangsrecht eingeschränkt oder 
ausgeschlossen ist, nicht erforderlich 
ist.“ 
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Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuche 

Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuche 

( - EGBGB) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-

dert durch Art. 15 G v. 
23.10.2024 I Nr. 323 

( - EGBGB) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-

dert durch Art. 15 G v. 
23.10.2024 I Nr. 323 

S i e b t e r  T e i l  S i e b t e r  T e i l  

D u r c h f ü h r u n g  d e s  B ü r -
g e r l i c h e n  G e s e t z b u c h s ,  
V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i -

g u n g e n ,  L ä n d e r ö f f -
n u n g s k l a u s e l n ,  I n f o r m a -

t i o n s p f l i c h t e n  

D u r c h f ü h r u n g  d e s  B ü r -
g e r l i c h e n  G e s e t z b u c h s ,  
V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i -

g u n g e n ,  L ä n d e r ö f f -
n u n g s k l a u s e l n ,  I n f o r m a -
t i o n s p f l i c h t e n ,  S t r a f v o r -

s c h r i f t e n  

 

Artikel 254 

 Strafvorschriften 

 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

 (1) einer vollstreckbaren Anord-
nung nach § 1684 Absatz 5 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zuwiderhan-
delt oder 

 (2) einer vollstreckbaren Anord-
nung nach § 1684 Absatz 6 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbin-
dung mit § 1a Absatz 1 Satz 1 des Ge-
waltschutzgesetzes zuwiderhandelt und 
dadurch die Kontrolle der Befolgung der 
dort genannten Gewaltschutzanordnung 
gefährdet.“ 
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Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 7.4.2025 I 

Nr. 109 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 7.4.2025 I 

Nr. 109 
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§ 212 Beteiligte § 212 u n v e r ä n d e r t  

§ 213 Anhörung des Jugendamts § 213 u n v e r ä n d e r t  

§ 214 Einstweilige Anordnung § 214 u n v e r ä n d e r t  

§ 215 Durchführung der Endentscheidung § 215 u n v e r ä n d e r t  

§ 216a Mitteilung von Entscheidungen § 216a u n v e r ä n d e r t  

 § 216b Verfahren zur Anordnung der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung 

§ 88 § 88 

Grundsätze Grundsätze 

(1) Die Vollstreckung erfolgt durch 
das Gericht, in dessen Bezirk die Person 
zum Zeitpunkt der Einleitung der Vollstre-
ckung ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Jugendamt leistet dem Ge-
richt in geeigneten Fällen Unterstützung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Verfahren sind vorrangig und 
beschleunigt durchzuführen. Die §§ 155b 
und 155c gelten entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) Auf die Vollstreckung einer An-
ordnung der elektronischen Aufenthalts-
überwachung nach § 1684 Absatz 6 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbin-
dung mit § 1a des Gewaltschutzgeset-
zes und der dieser Anordnung zugrun-
deliegenden Anordnung nach § 1684 
Absatz 5 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs in Verbindung mit § 1 Absatz 
1 Satz 3 Nummer 1, 2, 3 oder 5 des Ge-
waltschutzgesetzes finden ausschließ-
lich die Vorschriften in Unterabschnitt 3 
entsprechende Anwendung. 

 

Unterabschnitt 3 

 Vollstreckung von Entscheidungen bei 
Anordnung der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung nach dem Gewalt-

schutzgesetz 

 

§ 94a 

 Grundsätze 

 (1) Der Antrag in Gewaltschutzsa-
chen gilt im Fall des Erlasses einer An-
ordnung nach § 1 Absatz 1 Satz 4 in Ver-
bindung mit § 1a des Gewaltschutzge-
setzes zugleich als Antrag auf Vollstre-
ckung dieser Anordnung und der dieser 
Anordnung zugrundeliegenden Anord-
nung nach § 1 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
1 bis 3 oder 5 des Gewaltschutzgeset-
zes. 

 (2) Die Vollstreckung erfolgt durch 
das Gericht des ersten Rechtszugs. 

 (3) Die Verfahren sind vorrangig 
und beschleunigt durchzuführen. 

 

§ 94b 

 Ordnungsmittel 
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 (1) Handelt der Verpflichtete einer 
Anordnung nach § 1a Absatz 1 des Ge-
waltschutzgesetzes oder einer dieser 
Anordnung zugrundeliegenden Anord-
nung nach § 1 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
1, 2, 3 oder 5 des Gewaltschutzgesetzes 
zuwider, kann das Gericht gegenüber 
dem Verpflichteten Ordnungsgeld und 
für den Fall, dass dieses nicht beigetrie-
ben werden kann, Ordnungshaft anord-
nen. Verspricht die Anordnung eines 
Ordnungsgeldes keinen Erfolg, soll das 
Gericht Ordnungshaft anordnen. § 89 
Absatz 4 gilt entsprechend. Die Anord-
nungen ergehen durch Beschluss. 

 (2) Ist die Anordnung eines Ord-
nungsmittels nach Absatz 1 nicht erfor-
derlich, um den Verpflichteten zur Ein-
haltung der Pflichten nach § 1a Absatz 1 
des Gewaltschutzgesetzes oder der zu-
grundeliegenden Anordnung nach § 1 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2, 3 oder 5 
des Gewaltschutzgesetzes anzuhalten, 
kann das Gericht von einer Anordnung 
absehen. Die Entscheidung ergeht 
durch Beschluss, soweit ein ausdrückli-
cher Antrag auf Vollstreckung gestellt 
wurde. 

 (3) Der Beschluss, der die elektro-
nische Aufenthaltsüberwachung und die 
zugrundeliegenden Gewaltschutzanord-
nungen anordnet, hat auf die Folgen der 
Zuwiderhandlung gegen den Vollstre-
ckungstitel hinzuweisen. 

 (4) Das einzelne Ordnungsgeld darf 
den Betrag von 25 000 Euro nicht über-
steigen. 

 

§ 94c 

 Anordnung und Vollzug der Ordnungs-
haft 
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 (1) (Die Anordnung der Ordnungs-
haft nach § 94b Absatz 1 Satz 2 erfolgt 
durch schriftlichen Haftbefehl des Ge-
richts. In dem Haftbefehl sind der Ver-
pflichtete, die Dauer der zu vollstrecken-
den Ordnungshaft und der Grund der 
Verhaftung zu be-zeichnen. 

 (2) Der Zustellung des Haftbefehls 
an den Verpflichteten vor dessen Ver-
haftung bedarf es nicht. § 570 Absatz 1 
der Zivilprozessordnung ist nicht anzu-
wenden. 

 (3) Für den Vollzug der Haft gelten 
§ 802g Absatz 2 sowie die §§ 802h und 
802j Absatz 1 der Zivilprozessordnung 
entsprechend. 

 

§ 94d 

 Vollstreckungsverfahren 

 (1) Vor der Festsetzung von Ord-
nungsmitteln ist der Verpflichtete zu hö-
ren. Er kann persönlich angehört wer-
den. Erscheint er nicht zu dem Anhö-
rungstermin, kann abweichend von § 33 
Absatz 3 seine sofortige Vorführung an-
geordnet werden. Das Gericht entschei-
det hierüber durch nicht anfechtbaren 
Beschluss. 

 (2) Das Gericht teilt Anordnungen 
nach § 94b Absatz 1 unverzüglich der 
Koordinierungsstelle nach § 1b Absatz 1 
Satz 1 des Gewaltschutzgesetzes und 
der zuständigen Polizeibehörde mit. 

 (3) Für die Einstellung der Vollstre-
ckung gilt § 93 entsprechend.“ 
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Unterabschnitt 3 Unterabschnitt 4 

Vollstreckung nach der Zivilprozessord-
nung 

Vollstreckung nach der Zivilprozessord-
nung 

§ 96 § 89 

Vollstreckung in Verfahren nach dem 
Gewaltschutzgesetz und in Ehewoh-

nungssachen 

Vollstreckung weiterer Entscheidungen 
nach dem Gewaltschutzgesetz und Voll-

streckung in Ehewohnungssachen“. 

(1) Handelt der Verpflichtete einer An-
ordnung nach § 1 des Gewaltschutzgeset-
zes zuwider, eine Handlung zu unterlas-
sen, kann der Berechtigte zur Beseitigung 
einer jeden andauernden Zuwiderhandlung 
einen Gerichtsvollzieher zuziehen. Der Ge-
richtsvollzieher hat nach § 758 Abs. 3 und 
§ 759 der Zivilprozessordnung zu verfah-
ren; er kann ein Auskunfts- und Unterstüt-
zungsersuchen nach § 757a der Zivilpro-
zessordnung stellen. Die §§ 890 und 891 
der Zivilprozessordnung bleiben daneben 
anwendbar. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei einer einstweiligen Anordnung 
in Gewaltschutzsachen, soweit Gegen-
stand des Verfahrens Regelungen aus dem 
Bereich der Ehewohnungssachen sind, und 
in Ehewohnungssachen ist die mehrfache 
Einweisung des Besitzes im Sinne des § 
885 Abs. 1 der Zivilprozessordnung wäh-
rend der Geltungsdauer möglich. Einer er-
neuten Zustellung an den Verpflichteten 
bedarf es nicht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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A b s c h n i t t  7  A b s c h n i t t  7  

V e r f a h r e n  i n  G e w a l t -
s c h u t z s a c h e n  

V e r f a h r e n  i n  G e w a l t -
s c h u t z s a c h e n  

§ 214 § 214 

Einstweilige Anordnung Einstweilige Anordnung 

(1) Auf Antrag kann das Gericht durch 
einstweilige Anordnung eine vorläufige Re-
gelung nach § 1 oder § 2 des Gewalt-
schutzgesetzes treffen. Ein dringendes Be-
dürfnis für ein sofortiges Tätigwerden liegt 
in der Regel vor, wenn eine Tat nach § 1 
des Gewaltschutzgesetzes begangen 
wurde oder auf Grund konkreter Umstände 
mit einer Begehung zu rechnen ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Beschluss nach Absatz 1 ist 
von Amts wegen zuzustellen. Die Ge-
schäftsstelle beauftragt den Gerichtsvoll-
zieher mit der Zustellung. Der Antrag auf 
Erlass der einstweiligen Anordnung gilt im 
Fall des Erlasses ohne mündliche Erörte-
rung zugleich als Auftrag zur Vollstreckung; 
auf Verlangen des Antragstellers darf die 
Zustellung nicht vor der Vollstreckung erfol-
gen. 

(2) Der Beschluss nach Absatz 1 ist 
von Amts wegen zuzustellen. Die Ge-
schäftsstelle beauftragt den Gerichtsvoll-
zieher mit der Zustellung. Ist diese Art der 
Zustellung nicht erforderlich oder ver-
spricht sie keinen Er-folg, kann das Ge-
richt die Beauftragung der Zustellung 
entsprechend den §§ 172 bis 183 der Zi-
vilprozessordnung anordnen Der Antrag 
auf Erlass der einstweiligen Anordnung gilt 
im Fall des Erlasses ohne mündliche Erör-
terung zugleich als Auftrag zur Vollstre-
ckung; auf Verlangen des Antragstellers 
darf die Zustellung nicht vor der Vollstre-
ckung erfolgen. 

 

§ 216b 

 Verfahren zur Anordnung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung 
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 (1) Vor Anordnung einer elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung hat das 
Gericht den Antragsgegner persönlich 
anzuhören. Erscheint der Antragsgeg-
ner nicht zu dem Anhörungstermin, 
kann abweichend von § 33 Absatz 3 
seine sofortige Vorführung angeordnet 
werden. Das Gericht entscheidet hier-
über durch nicht anfechtbaren Be-
schluss. 

 (2) Bei Gefahr im Verzug kann das 
Gericht eine einstweilige Anordnung der 
elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung bereits vor der persönlichen An-
hörung des Antragsgegners erlassen. 
Die persönliche Anhörung ist unverzüg-
lich nachzuholen. 

 (3) Vor Anordnung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung soll das 
Gericht die zuständige Polizeibehörde 
anhören. Der Antrag nach § 1 Absatz 1 
des Gewaltschutzgesetzes ist der zu-
ständigen Polizeibehörde vor der Anhö-
rung zu übermitteln.  

 (4) Das Gericht soll das Jugendamt 
anhören, wenn der Antragsteller ein 
Kind ist. 

 (5) Das Gericht kann über Anord-
nungen nach den §§ 1 und 2 des Ge-
waltschutzgesetzes im Wege des Teilbe-
schlusses bereits vor der Entscheidung 
über die elektronische Aufenthaltsüber-
wachung entscheiden.  

 (6) Das Gericht teilt Anordnungen 
der elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung, deren Änderung und Aufhebung 
sowie den Eintritt der Wirkungslosigkeit 
der Anordnungen unverzüglich der Ko-
ordinierungsstelle nach § 1b Absatz 1 
Satz 1 des Gewaltschutzgesetzes, der 
zuständigen Polizeibehörde und, wenn 
Kinder in dem Haushalt leben, dem Ju-
gendamt mit.“ 
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Gesetz zum Europäischen Ge-
waltschutzverfahren 

Gesetz zum Europäischen Ge-
waltschutzverfahren 

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 

A b s c h n i t t  2  

A n e r k e n n u n g  u n d  V o l l s t r e c k u n g  

n a c h  d e r  R i c h t l i n i e  2 0 1 1 / 9 9 / E U  

A b s c h n i t t  2  

u n v e r ä n d e r t  

§  2 Begriffsbestimmungen u n v e r ä n d e r t  

 § 2a  Gestattung der Anhörung mittels Videokonfe-
renz oder Fernkommunikation 

§  3 Entgegennahme und Übermittlung eines Antrags 
auf Erlass einer Europäischen Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§  4 Verfahren der Anerkennung einer Europäischen 
Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§  5 Zuständigkeitskonzentration §  5 Zuständigkeitskonzentration; Verordnungser-
mächtigungen 

§  6 Versagung der Anerkennung einer Europäischen 
Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§  7 Entscheidung über die Anerkennung einer Europä-
ischen Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§  8 Beschwerde gegen die Ablehnung der Anerken-
nung einer Europäischen Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§  9 Maßnahmen nach Anerkennung einer Europäi-
schen Schutzanordnung 

u n v e r ä n d e r t  

§ 10 Verstoß gegen eine nach § 9 Absatz 1 erlassene 
Maßnahme 

§ 10 u n v e r ä n d e r t  

§ 11 Aufhebung einer nach § 9 Absatz 1 erlassenen 
Maßnahme 

§ 11 u n v e r ä n d e r t  

§ 12 Änderung einer nach § 9 Absatz 1 erlassenen 
Maßnahme 

§ 12 u n v e r ä n d e r t  

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

A n e r k e n n u n g  u n d  V o l l -
s t r e c k u n g  n a c h  d e r  R i c h t -

l i n i e  2 0 1 1 / 9 9 / E U  

A n e r k e n n u n g  u n d  V o l l -
s t r e c k u n g  n a c h  d e r  R i c h t -

l i n i e  2 0 1 1 / 9 9 / E U  

 

§ 2a 

 Gestattung der Anhörung mittels Video-
konferenz oder Fernkommunikation 
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 Für Ersuchen der Anordnungsbe-
hörde eines anderen Mitgliedstaats um 
Gestattung der Anhörung einer Person 
mittels Videokonferenz oder Fernkom-
munikation nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe e der Verordnung (EU) 
2023/2844 ist das Familien-gericht aus-
schließlich zuständig, in dessen Bezirk 
sich die anzuhörende Person auf-hält.“ 

§ 5 § 5 

Zuständigkeitskonzentration Zuständigkeitskonzentration; Verord-
nungsermächtigungen 

(1) In Verfahren über eine in den §§ 3 
und 4 bezeichnete Sache ist das Familien-
gericht zuständig, in dessen Bezirk ein 
Oberlandesgericht seinen Sitz hat, für den 
Bezirk dieses Oberlandesgerichts. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Im Bezirk des Kammergerichts 
entscheidet das Familiengericht Pankow. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, diese Zuständigkeit durch 
Rechtsverordnungen einem anderen Fami-
liengericht des Oberlandesgerichtsbezirks 
oder, wenn in einem Land mehrere Ober-
landesgerichte errichtet sind, einem Famili-
engericht für die Bezirke aller oder mehre-
rer Oberlandesgerichte zuzuweisen. Sie 
können die Ermächtigungen auf die Lan-
desjustizverwaltungen übertragen. 

(3) Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung diese 
Zuständigkeit einem anderen Familienge-
richt des Oberlandesgerichtsbezirks oder, 
wenn in einem Land mehrere Oberlandes-
gerichte errichtet sind, einem Familienge-
richt für die Bezirke aller oder mehrerer 
Oberlandesgerichte zuzuweisen. Diese Er-
mächtigung kann von der jeweiligen 
Landesregierung durch Rechtsverord-
nung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen werden. 

 (4) Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Zuständigkeit nach § 2a einem in 
den Absätzen 1 oder 2 oder einem durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 be-
zeichneten Familiengericht zuzuweisen. 
Diese Ermächtigung kann von der jewei-
ligen Landesregierung durch Rechtsver-
ordnung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen werden. 
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§ 9 § 9 

Maßnahmen nach Anerkennung einer 
Europäischen Schutzanordnung 

Maßnahmen nach Anerkennung einer 
Europäischen Schutzanordnung 

(1) Erkennt das Gericht die Europäi-
sche Schutzanordnung an, so erlässt es 
zugleich eine geeignete Maßnahme nach § 
1 des Gewaltschutzgesetzes, die in höchst-
möglichem Maße der angeordneten 
Schutzmaßnahme entspricht. § 3 des Ge-
waltschutzgesetzes gilt entsprechend. 

(1) Erkennt das Gericht die Europäi-
sche Schutzanordnung an, so erlässt es 
zugleich eine geeignete Maßnahme nach § 
1 des Gewaltschutzgesetzes, die in höchst-
möglichem Maße der angeordneten 
Schutzmaßnahme entspricht. Die §§ 1a, 
1b und 3 des Gewaltschutzgesetzes gel-
ten entsprechend. 

(2) Das Gericht unterrichtet die ge-
schützte Person, die gefährdende Person 
und die Anordnungsbehörde über die nach 
Absatz 1 erlassene Maßnahme und über 
die möglichen Rechtsfolgen eines Versto-
ßes. Die Anschrift oder andere Kontaktan-
gaben der geschützten Person werden der 
gefährdenden Person nicht offengelegt, es 
sei denn, diese Angaben sind für die Voll-
streckung der gemäß Absatz 1 erlassenen 
Maßnahme notwendig. § 216a des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bleibt unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 24 § 24 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr o-
der mit Geldstrafe wird bestraft, wer einer 
bestimmten vollstreckbaren Anordnung 
nach § 9 Absatz 1 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 
3 des Gewaltschutzgesetzes, jeweils auch 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 des 
Gewaltschutzgesetzes, zuwiderhandelt. 
Die Strafbarkeit nach anderen Vorschriften 
bleibt unberührt. 

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 1. einer vollstreckbaren Anordnung 
nach § 9 Absatz 1 Satz 1 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 1 Absatz 
1 Satz 1 des Gewaltschutzgesetzes, 
auch in Verbindung mit § 1 Absatz 2 
Satz 1 des Gewaltschutzgesetzes, 
zuwiderhandelt oder 
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 2. einer vollstreckbaren Anordnung 
nach § 9 Absatz 1 Satz 2 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 1a Ab-
satz 1 Satz 1 des Gewaltschutzge-
setzes zuwiderhandelt und dadurch 
die Kontrolle der Befolgung der dort 
genannten Gewaltschutzanordnung 
gefährdet.“ 
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Gesetz über das Nationale Waf-
fenregister 

Gesetz über das Nationale Waf-
fenregister 

(Waffenregistergesetz - Waf-
fRG) 

vom: 17.02.2020 

(Waffenregistergesetz - Waf-
fRG) 

vom: 17.02.2020 

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

D a t e n ü b e r m i t t l u n g  d e r  
R e g i s t e r b e h ö r d e  

D a t e n ü b e r m i t t l u n g  d e r  
R e g i s t e r b e h ö r d e  

§ 13 § 13 

Öffentliche Stellen, die zum Ersuchen 
berechtigt sind 

Öffentliche Stellen, die zum Ersuchen 
berechtigt sind 

Richten folgende öffentliche Stellen zu 
den genannten Datenverarbeitungszwe-
cken ein Übermittlungsersuchen an die Re-
gisterbehörde, übermittelt die Registerbe-
hörde die im Waffenregister gespeicherten 
Daten und die jeweils zu diesen Daten ver-
gebenen Ordnungsnummern:  

Richten folgende öffentliche Stellen zu 
den genannten Datenverarbeitungszwe-
cken ein Übermittlungsersuchen an die Re-
gisterbehörde, übermittelt die Registerbe-
hörde die im Waffenregister gespeicherten 
Daten und die jeweils zu diesen Daten ver-
gebenen Ordnungsnummern:  

1. die für den Vollzug des Waffenrechts 
zuständigen Waffenbehörden zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Gerichte und Strafverfolgungsbe-
hörden einschließlich der Vollstre-
ckungsbehörden zur Erfüllung der 
Strafrechtspflege, 

2. u n v e r ä n d e r t  

 2a. die Familiengerichte in Gewalt-
schutz- und Kindschaftssachen zur 
Durch-führung einer Gefährdungs-
analyse,“. 

3. die zur Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten zuständigen Behörden zur 
Durchführung von Ordnungswidrig-
keitsverfahren, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Polizeien des Bundes und der Län-
der zur Erfüllung der ihnen durch Ge-
setz zugewiesenen Aufgaben, 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. die Hauptzoll- und Zollfahndungsämter 
sowie dem Zollkriminalamt zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach dem Zollver-
waltungsgesetz, dem Zollfahndungs-
dienstgesetz, dem Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz, dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz und dem Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. die mit der Steuerfahndung betrauten 
Dienststellen der Landesfinanzbehör-
den zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
der Abgabenordnung, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. die mit der Vollstreckung beauftragten 
Dienststellen des Bundes und der Län-
der sowie die Gerichtsvollzieher bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zum 
Schutz von Leib, Leben oder Freiheit 
der tätigen Vollstreckungsbeamten, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. die Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder, der Militäri-
sche Abschirmdienst und der Bundes-
nachrichtendienst zur Erfüllung der 
ihnen durch Gesetz übertragenen Auf-
gaben, sofern die Daten nicht aus all-
gemein zugänglichen Quellen, nur mit 
übermäßigem Aufwand oder nur durch 
die betroffene Person stärker belas-
tende Maßnahme erhoben werden 
können. 

8. u n v e r ä n d e r t  

 


